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<S*eralsekretär Herbert Reul: 

Wir brauchen eine solide Novellierung 
jes Kindertagesstättengesetzes 
Dehnung der Elternbeiträge in NRW juristisch nicht haltbar 

''Ost   ern in Nordrhein-Westfalen werden sich auf höhere Kindergartenbeiträge 
Su 'en müssen. Zum 1. Januar wird sie das Land auf Beschluß der SPD ver- 
^n lüZUr ^asse D'tten> um au* diese We'se ein Finanzloch von rund 225 Millio- 
dje ^'k aus den Einnahmen der Elternbeiträge zu decken. Zugleich entfällt 
Qe   

e>tragsbefreiung für das Geschwisterkind, und weitere Einschnitte sind im 
ßj"*Cn» zum Beispiel die Vergrößerung der Gruppen. CDU-Generalsekretär 
ej„   ®rt Reul hingegen lehnte solche voreiligen Schnellschüsse ab und forderte 
{W^xpertenanhörung im Januar, auf der „Paragraph für Paragraph auf den 

•:W. 
and muß". 

,,   s wir brauchen, ist eine solide Novel- 
ty n8 des Gesetzes. Die Fachleute, Ver- 
Us.   

v°n Trägern, Kommunen, Eltern 
kellen als erstes ihre Kritik vorbrin- 
V0" ^schließend wird die CDU ihre 
die j.

e"ungen auf den Tisch legen, die 
lw ^ange aller Beteiligten ausreichend 
Scr,   ks'chtigt. Wenn die falschen politi- 
cly ^Entscheidungen der SPD Löcher in 
Po|j,. Etlichen Kassen reißen, darf die 

^ernk16 Antwort nicht ,auten: Die 

Beiträge werden erhöht." 

^n K       'n diesem Jahr hatte sich das 
%      edesaster abgezeichnet. Nicht 
\ A

8 damit, daß das Landesministerium 
'^Ar     ' Gesundheit und Soziales 

Vt    ' als es im FrühJahr 1991 die 
s
eine ^novellierung vorbereitete, bei 
h 
Äan 

ognosen von falschen Zahlen 
gen war. Die Beamten unter 

\a 
darnaligen Minister Hermann Hei- 
n> der inzwischen wegen der 

„Drehbuch-Affäre" im Zusammenhang 
mit seinen Aussagen vor dem Parlamen- 
tarischen Untersuchungsausschuß 
zurücktreten mußte, hatten das durch- 
schnittliche Jahreseinkommen der 
gesamten Bevölkerung des Landes als 
Ausgangspunkt genommen. Dabei hatten 
die Beamten aber nicht bedacht, daß in 
der Regel nur die 20- bis 40jährigen ihre 
Kinder in einen Kindergarten schicken 
— eine Bevölkerungsgruppe, die in der 
Regel weniger verdient als jene, die län- 
ger im Berufsleben stehen. Da die Kin- 
dergartenbeiträge nach Einkommen 
gestaffelt sind, fielen so unerwartet viele 
Eltern in die unteren Verdienstgruppen 
und entrichteten dementsprechend nied- 
rigere bzw. bei einem Jahreseinkommen 
bis 24000 Mark keine Beiträge. Zugleich 
mußten die Beamten im Gesetzesentwurf 
auf Intervention der SPD-Fraktion noch 
Kurskorrekturen vornehmen, um „soziale 
Wohltaten" mehr hervorzuheben. 
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Was daraus geworden ist, das verdeutli- 
chen in diesen Wochen die Schlagzeilen. 
SPD-Fraktionschef Friedhelm Farth- 
mann mußte öffentlich einräumen, daß 
sich „unsere Fachleute verrechnet 
haben". Die von seinen Genossen 
erzwungenen inhaltlichen Veränderungen 
verschweigt er lieber. Vor falschen Ein- 
nahmeerwartungen gewarnt hatten hinge- 
gen schon frühzeitig, das heißt im Vorfeld 
der Beratungen über das Kindertagesstät- 
tengesetz, die Experten von Trägern und 
Verbänden. Doch vergeblich. Im Oktober 
1991 verabschiedete der Landtag allein 
mit den Stimmen der SPD den Gesetzent- 
wurf. 

Jetzt, nachdem das Kind quasi in den 
Brunnen gefallen ist, versucht Farthmann 
zu retten, was noch zu retten ist — 
zunächst einmal auf Kosten der Eltern, 
die ohnehin schon zum großen Teil weit- 
aus höhere Beiträge als vor der Gesetzes- 
änderung hinnehmen mußten. Immerhin 
stieg der Höchstbeitrag zum 1. Januar 
1992 von 100 auf 240 Mark. 

19 Prozent der Betriebskosten eines Kin- 
dergartens sollten durch die Beiträge der 
Eltern Finanziert werden, bedeutend mehr 
als nach dem alten Gesetz. Die Städte 
und Gemeinden aber erreichen fast nie 
diese Quote, manche bleiben gar unter 
10 Prozent, wie die Stadt Mari an der 
Grenze des Ruhrgebiets zu Westfalen. 
Von den Mindereinnahmen müssen die 
Kommunen den größten Teil selbst finan- 
zieren, den Rest soll das Land geben. 
Daraufwartet man in den kommunalen 
Verwaltungen bislang vergeblich, die 
Überweisungen aus Düsseldorf bleiben 
aus. Das kann, wie im Fall der Stadt Köln 
(nur 9 Prozent Deckung), in die Millio- 
nen gehen, genauer gesagt fehlen 9 Mil- 
lionen Mark auf der Einnahmeseite, die 

vorfinanziert werden müssen. Für den 
familienpolitischen Sprecher der CD 
im Landtag, Antonius Rüsenberg, is*  ^ 
ses Verhalten des Landes ein Skandal- 
fordert noch für dieses Jahr Abschlags- 
zahlungen für die Kommunen und v# 
den Haushalt 1993 die Bereitstellung 
Ausgleichsmitteln. „Ministerpräsiden 

Rau muß dafür sorgen, daß die gesetz' 
chen Vorgaben des Kindertagesstätten^ 
setzes auch eingehalten werden". Es s 

unfaßbar und mit dem Gesetz nicht 
einbar, daß die Landesregierung die 
Städte und Kreise auf dem riesigen 
Finanzloch sitzen lasse. 

Seine Kritik richtet sich auch gegen den 
seine ivriiiK ncniet sicn auun &*&~~    u. 
Modus, das Erziehungsgeld auf das 
reseinkommen anzurechnen, währen 
das niedrigere Kindergeld unberücks 
tigt bleibt. Das hat für viele Eltern zu 

Folge, daß sie durch das wesentlich     • 
höhere Erziehungsgeld in eine Q}

°
CX

? *p 
tragsklasse eingestuft werden und de 
entsprechend monatlich auch mehr     .... 
die Betreuung des Kindes entrichten 
sen. „Nach einem Rechtsgutachten, 
die Kommunalen Spitzenverbände »   u. 
Auftrag gegeben haben, ist diese An 
nung mit dem Bundeserziehungsge'   ber 
setz nicht vereinbar. AnrechenbarlS 

das Kindergeld. Jetzt haben wir die ^ 
unmögliche Situation, daß in der ein 
Gemeinde das Kinder-, aber nicht a ^ 
Erziehungsgeld angerechnet wird, > 
Nachbarkommune ist es genau umg    j(. 
kehrt. Somit gibt es in NRW kein ein 
liches Verfahren zur Berechnung de   .(, 
Elternbeiträge." Ihr juristisch nlcnt

inZ\vi 
bares Vorgehen in dieser Frage hat i 
sehen auch die Landesregierung el & 
hen. Sie legte nachträglich fest, kün 
das Kindergeld und nicht das Erzie- 
hungsgeld zu berücksichtigen. 
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An den 
Ministerpräsidenten des 
Randes Nordrhein-Westfalen 17. November 1992 
[]errn Dr. h. c. Johannes Rau 
Haroldstraße 2 
4°00 Düsseldorf 1 

sehr geehrter Herr Ministerpräsident, 
an* 20. Februar 1992 haben wir uns auf meine Initiative hin im Landtag zu 
e*nem parteiübergreifenden Spitzengespräch zusammengefunden, um über mit 
aer Reform der Kommunalverfassung zusammenhängende Fragen zu disku- 
tieren. 

^ir sind seinerzeit so verblieben, daß vor einer Befassung des Kabinetts mit 
Lösungsvorschlägen des Innenministers ein erneutes Spitzengespräch stattfinden 
sollte. Sie wollten hierzu einladen. 
c" möchte diese Absprache in Erinnerung rufen, denn mir ist sehr daran gele- 

*e"> daß wir hier in Nordrhein- Westfalen zu echten Fortschritten kommen. Eine 
wndlegende Reform der Kommunalverfassung und die Einführung der Urwahl 
lnd entscheidende Voraussetzungen für eine Vitalisierung unserer Demokratie. 
erade deshalb vertrete ich nach wie vor die Auffassung, daß es trotz der unter- 

niedlichen Beschlußlagen auf Fraktions- wie Parteiebene in einem so elementa- 
n Bereich zu einem parteiübergreifenden Konsens kommen sollte. 

cn wäre Ihnen sehr verbunden, wenn Sie mir mitteilen könnten, wann ein weite- 
*s Gespräch in dieser Sache stattfinden kann und wann mit einer Kabinettsbe- 
Qssung zu rechnen ist. 

°er dieses Schreiben habe ich die Fraktionsvorsitzenden Farthmann, Rohde, 
lnssen, den Landesvorsitzenden Möllemann, den Parlamentarischen Geschäfts- 

unrer Vesper und die Sprecher des Landesvorstandes der Grünen unterrichtet. 

^"freundlichen Grüßen 

N<"-bert Blüm 
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NRW-Senioren-Union 
im Aufwind 
Im großen Sitzungssaal des Konrad- 
Adenauer-Hauses in Bonn führte die 
NRW-Senioren-Union ihren fünften Lan- 
desdelegiertentag durch. 
Alo Hauser, Vorsitzender des Landesver- 
bandes seit der Gründung vor vier Jah- 
ren, erhielt bei seiner Wiederwahl mit 
über 96 Prozent der Delegiertenstimmen 
einen überwältigenden Vertrauensbeweis. 
Mit ca. 16000 Mitgliedern ist die nord- 
rhein-westfälische Senioren-Union der 
weitaus stärkste Landesverband im Bun- 
desgebiet. 
Gleich zwei Generalsekretäre der CDU 
waren unter den Gästen: Peter Hintze für 
die Bundespartei und Herbert Reul für 
die Landes-CDU. Beide bestätigten der 
Senioren-Union in Nordrhein-Westfalen, 
in den Aufbaujahren eine anerkennens- 
werte Arbeit geleistet zu haben. 
Im Mittelpunkt der Delegiertentagung 
standen die Sachthemen „Soziale Gerech- 
tigkeit" (Referent Hermann-Josef Arentz, 
MdL) und das „Europäische Jahr 1993 

der älteren Menschen" (Referent Prof- 
Dr. Günter Rinsche, MdEP). 
Bei den zur Behandlung anstehenden 
Anträgen konzentrierte sich die Disk1! 
sion auf das Thema „Innere Sichernd 
Alltagskriminalität" aus der Sicht der   ^ 
älteren Generation. 

Wußten Sie eigentlich. • • 
. . . wie Deutschlands Wirtschaftselite »' 
Bundesregierung im allgemeinen und <* 
Ressortminister im besonderen bewerte -^ 
Im Auftrag der WIRTSCHAFTSWO^1 

hat das Sozialforschungsinstitut FOR'* 
dazu 500 Manager in Ost- und West- 
deutschland befragt. Ergebnis: 8 ^ifliS.f 
sind nach Meinung der WirtschaftsW 
dringend auszuwechseln, 10 sollten bie 
ben. 6 Minister des jetzigen Bundeskw 
netts sind aus Unternehmersicht gar 0' unstrittige Profis. An der Spitze dieser 
Liste, die die Ressortchefs Kinkel, Sei' 
Rühe, Töpfer und Riesenhuber nennt-   ^ 
— wer hätte es gedacht — der Vorsitz 
der NRW-CDU, Bundesarbeitsminis^ 
Norbert Blüm. 

Termine CDU-Landesverband 
3.12.1992    19.30 Uhr 

3. 12. 1992 

9. 12. 1992 

15. 12. 1992 

11.   1.1993 

16. 1. 1993 

30.   1. 1993 

Norbert Blüm zu Gast bei der Verleihung 
„Marketing-Preis-Kevelaer" im Konzert- 
und Bühnenhaus der Stadt Kevelaer 

Landesvorstandssitzung WIV 

Landesvorstandssitzung MIT 

Landesvorstandssitzung der CDU NRW 

Landesvorstandssitzung AGRAR 

10. Landesparteitag der CDU NRW 

8. Landesdelegiertentag 
der Frauen-Union NRW 

Kevelaer 

Gelsenkirc 

Krefeld 
Düsseldorf 

Schwerte 

Neuss 
Münster 
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